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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereidi des Bundesministers der Verteidigung 


I. Abgeordneter 
Reiser 


(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
den Erlaß des Generalinspekteurs des Heeres 
vom 1. März 1969 aufzuheben, der Wehrpflich- 
tige zum Dienst mit der Waffe zwingt, die erst 
während ihrer Bundeswehrdienstzeit einen 
Antrag auf Anerkennung als Wehrdienstver- 
weigerer stellen? 


2. Abgeordneter 

Dr. Oetting 
(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
insbesondere den Wehrpflichtigen, die ihren 
Wehrdienst weit entfernt vom Heimatort ab- 
leisten müssen, Möglichkeiten zu schaffen, ihre 
dienstfreie Zeit in den Kasernen möglichst an- 
genehm oder nützlich zu gestalten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


3. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
sage des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Dieter Haack auf die Kritik der bayerischen 
Staatsregierung über die globale Mittelzutei- 
lung im Bundesfernstraßenbau, „wenn die 
bayerische Staatsregierung ihre Angriffe fort- 
setzt, gibt sie selbst zu, daß es höchste Zeit 
wird, daß auch in München eine sozial-liberale 
Regierung gebildet wird, die in enger Zusam- 
menarbeit mit dem Bund fortschrittliche Politik 
für Bayern betreibt''? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


4. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung ebenfalls wie Bundes- 
minister Eppler der Meinung, sich mit den 
sogenannten afrikanischen Befreiungsbewe- 
gungen solidarisch zu erklären, und wie deckt 
sich das mit den bisherigen Erklärungen des 
Bundesministers des Auswärtigen bzw. seines 
Parlamentarischen Staatssekretärs? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


5. Abgeordneter 
Gallus 


(FDP) 


Wie weit sind die Überlegungen bei der Bun- 
desregierung fortgeschritten, bei Neubauten 
für elektrische Heizungen steuerlichen Vorteil 
einzuräumen, um dadurch die Reinhaltung der 
Luft zu fördern? 
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6. Abgeordneter 

Gallus 


(FDP) 


Wie weit ist die deutsche Forschung in der 
Hinsicht gediehen, ein umweltfreundliches 
Auto zu schaffen, und könnte als Übergangs- 
lösung ein gasgetriebenes Auto Abhilfe schaf- 
fen in bezug auf Schädigung der Umwelt durch 
Abgase? 


7. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 


(CDU/CSU) 


Verfügt die Bundesregierung über statistisches 
Zahlenmaterial, das über die Art der ange- 
strebten und abgeschlossenen Ausbildungs- 
gänge der jugendlichen Aussiedler in der Bun- 
desrepublik Deutschland seit Beginn der Aus- 
siedlungsaktionen Aufschluß gibt bzw. die 
Gründe erkennen läßt, die im Einzelfall die 
Nichterreichung des angestrebten Ausbil- 
dungsziels verursacht haben, und ist die Bun- 
desregierung bereit, hierüber möglichst detail- 
liert zu berichten? 


8. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Aussiedler (Jugendliche und Erwachsene) 
vielfach wegen des Mangels an notwendiger 
Information über Aus- und Weiterbildungs- 
möglichkeiten nicht in der Lage sind, in eige- 
ner Abschätzung auf Grund gewonnener Er- 
kenntnisse ein optimales Ausbildungsziel an- 
zustreben, und welche Möglichkeiten sieht sie, 
diesbezüglich zu einer verbesserten Aufklä- 
rung beizutragen? 


9. Abgeordneter 

Dr. Enders 


(SPD) 


Besteht die Bundesregierung uneingeschränkt 
auf den zwischen Bund und Ländern verein- 
barten Einbürgerungsrundsätzen, wonach An- 
gehörige von Entwicklungsländern nach Ab- 
schluß ihrer fachlichen Ausbildung in der 
Bundesrepublik Deutschland die deutsche 
Staatsangehörigkeit nicht erwerben können, 
sondern in ihre Heimatländer zurückkehren 
sollen? 


10. Abgeordneter Könnten dennoch Einbürgerungswillige, die 
Dr. Enders sich auf die allgemeinen Grundsätze der 

(SPD) Menschenrechte berufen, im Einzelfall mit 

der Berücksichtigung ihres Antrags rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesmlnisters der Finanzen 


11. Abgeordneter 
Dr. Zeitei 
(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
die Pauschbeträge für lOOVoig Körperbehin- 
derte und ständig pflegebedürftige Familien- 
angehörige trotz der gestiegenen Lebenshal- 
tungskosten noch immer auf 4800 DM pro Ka- 
lenderjahr festgesetzt ist, und wann gedenkt 
sie, diesen unbefriedigenden Zustand zu än- 
dern? 
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12. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung bei der Festlegung 
des Stichtags 8. Mai 1973, 24 Uhr, für den 
Wegfall der Abschreibungsmöglichkeit gemäß 
§ 7 b des Einkommensteuergesetzes berück- 
sichtigt, daß hiervon auch ein Personenkreis 
betroffen wird, der, ohne bis dahin den Bau- 
antrag eingereicht zu haben, im Hinblick auf 
ein beabsichtigtes Bauvorhaben bereits ver- 
tragliche Bindungen, z. B. finanzieller Art, 
eingegangen ist oder der aus planungsrecht- 
lichen Gründen, wie den Nichtabschluß der 
Änderung eines Bebauungsplans, gehindert 
war, den konkreten Bauantrag früher einzu- 
reichen? 


13. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, diesem Per- 
sonenkreis noch die Abschreibungsmöglichkeit 
zu gewähren, sofern in bestimmtem Zeitraum 
vor dem 8. Mai 1973 konkrete vertragliche 
Bindungen eingegangen oder Anträge auf 
Änderung eines Bebauungsplans gestellt wor- 
den sind, woraus also der sichere Schluß auf 
ein vor dem 8. Mai 1973 festgeplantes Bauvor- 
haben gezogen werden kann? 


14. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, unter Verzicht 
auf Unbedenklichkeitsbescheinigungen des 
örtlich zuständigen Finanzamts im Einzelfall 
den Bausparkassen pauschal zu genehmigen, 
Mittel aus Bausparverträgen prämienunschäd- 
lich für Baumaßnahmen „Ferien auf dem Bau- 
ernhof" zu verwenden, wenn die Wohnfläche 
der neu zu schaffenden Räume die Wohn- 
fläche der bisher vorhandenen Wohnräume 
für den eigenen Bedarf nicht überschreitet? 


15. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der 
nicht selbst verschuldeten Umsiedlung und des 
damit verbundenen Hausneubaus im Zusam- 
menhang mit der Umsiedlung in Braunkohlen- 
gebieten die Aussetzung der erhöhten Ab- 
schreibung nach § 7 b EStG in diesem Aus- 
nahmefall für unwirksam zu erklären, zumal 
sehr viele Bürger in den betroffenen Gebieten 
von den Auswirkungen des am 9. Mai 1973 
von der Bundesregierung beschlossenen Stabi- 
litätsprogramms durch eine bereits angelau- 
fene Umsiedlung gezwungen sind, durch schon 
abgeschlossene Kaufverträge mit der Braun- 
kohlenindustrie ihre jetzigen Wohnungen in- 
nerhalb einer bestimmten Frist zu räumen, 
dann die Baugenehmigung beantragen müssen, 
damit die Häuser rechtzeitig bezugsfertig 
werden, und somit der Steuervorteil des § 7 b 
EStG als Verlust anzusehen ist? 
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16. Abgeordneter Hält die Bundesregierung den Umfang der 

Schmidhuber Stützungsaktion der Kreditwirtschaft gegen- 

(CDU/CSU) über den geschädigten Sparern der Bayeri- 

schen Wirtschaftsbank AG i. L. München für 
ausreichend? 

17. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 

Schmidhuber Stützungsfonds der Kreditwirtschaft, daß Ein- 

(CDU/CSU) leger mit einem Guthaben von mehr als 

10 000 DM ■ — auch wenn dieser Betrag nur 
geringfügig überschritten ist — grundsätzlich 
von der Entschädigungsaktion ausgeschlossen 
werden sollen? 

18. Abgeordneter Wie hoch ist der Kursverlust der Pfandbriefe 

Höcherl seit dem 1. Januar 1973? 

(CDU/CSU) 

19. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung Ausgleichs- 

Höcherl maßnahm en? 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


20. Abgeordneter Was wird mit dem nach dem Zonenrandförde- 

Barche rungsgesetz förderungswürdigen Status der 

(SPD) zum Zonenrandgebiet gehörenden Gemeinden, 

wenn sie im Zuge von Verwaltungs- und 
Gebietsreformen einer Gemeinde bzw, einem 
Landkreis zugeordnet werden, die nicht zum 
Zonenrandgebiet gehören? 

21. Abgeordneter Denkt die Bundesregierung wegen der Neu- 

Barche Ordnung der Landkreise in den Zonengrenz- 

(SPD) ländern an eine Veränderung bzw. flexiblere 

Anwendung der jetzt bestehenden 40-km- 
Grenze, um zu verhindern, daß die Förde- 
rungspräferenzen für das Zonenrandgebiet für 
Gebiete in Anwendung kommen, die mittel- 
und unmittelbar keinerlei Nachteile durch die 
innerdeutsche Grenze haben? 

22. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Ten- 

Lenders denz der Werbung, den Aufforderungscharak- 

(SPD) ter zum Kauf von Gütern und Dienstleistun- 

gen nicht durch Anpreisung prinzipiell nach-^ 
prüfbarer Eigenschaften der Produkte zu ge- 
winnen, sondern durch Versprechungen, 
menschliche Bedürfnisse wie Sehnsucht nach 
Liebe, Freundschaft, Anerkennung befriedigen 
zu können, und was beabsichtigt die Bundes- 
regierung zu tun, um die Informationsfunktion 
der Werbung zu verstärken? 
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23. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Gibt es Richtlinien der Bundesregierung, nach 
denen Bundesbehörden bei Bauaufträgen den 
standortbenachteiligten Bewerbern im Zonen- 
randgebiet bevorzugte Aufträge erteilen kön- 
nen? 


24. Abgeordneter 

Amling 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung die Möglichkeit zu 
überprüfen, ob die Mineralölkonzerne die ent- 
stehenden Verluste durch Niedrigstbenzin- 
preise über die in den letzten zwölf Monaten 
erfolgte fast lOOVoige Erhöhung der Heizöl- 
preise ausgleichen? 


25. Abgeordneter Trifft es zu, daß etwa die Hälfte der Verbrau- 
Dr. Jobst cherpreise in der Bundesrepublik Deutschland 

(CDU/CSU) direkt oder indirekt vom Bund festgesetzt 

wird? 


26. Abgeordneter 
Dr. Warnke 
(CDU/CSU) 


Mit welchen Zielvorstellungen über die Zahl 
der Schwerpunktorte betreibt die Bundesre- 
gierung die Verhandlungen mit den Ländern 
zur Fortschreibung des Rahmenplans der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur''? 


27. Abgeordneter Hat die Wirtschaftspolitik der Bundesregie- 
Niegel rung seit 1969 zu einem erheblichen Anstieg 

(CDU/CSU) der Konkurse beigetragen, und welche wirk- 

samen und praktischen Maßnahmen will die 
Bundesregierung ergreifen, um bei zahlreichen 
mittelständischen Unternehmern die hohen 
Zinslasten abzumildern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


28. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Bezeichnung 
„Bergbauernprogramm“ für ausreichend, und 
ist die Bundesregierung bereit, einen Krite- 
rienkatalog für von der Natur benachteiligte 
Gebiete zu erstellen und vorzulegen? 


29. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung zu ergreifen, um die in klarem 
Widerspruch zu den Tierschutzgesetzen ste- 
henden Mißhandlungen wildlebender Tierar- 
ten bei Fang, Unterbringung und Transport in 
die Bundesrepublik Deutschland zu verhin- 
dern, wie sie am 29. Mai 1973 in der von der 
ARD ausgestrahlten Sendung „ Stern' s Stunde: 
Bemerkungen über das Tier im Handel" doku- 
mentiert worden sind? 
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30. Abgeordneter Welche Möglichkeiten bestehen insbesondere 
Dr. Evers im Hinblick auf einen Einfuhrstop für exoti- 

(CDU/CSU) sehe Tiere, die Beschränkung des Verkaufs 

bestimmter exotischer Tierarten — auch die 
Abgabe von Nachzuchttieren aus Tiergärten, 
die mit öffentlichen Mitteln gefördert wer- 
den — sowie die Verwendung bestimmter 
Tierprodukte, die nur durch Verstoß gegen 
die in der Bundesrepublik Deutschland gelten- 
den Tierschutzbestimmungen gewonnen wer- 
den können? 


31. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Wann ist mit Schritten der Bundesregierung 
zur Ratifizierung der internationalen Handels- 
konvention zum Schutz gefährdeter Pflanzen 
und Tiere sowie zu einer Novellierung des 
Jagdgesetzes zu rechnen? 


32. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, mit Nachdruck 
bei der Deutschen Bundesbank auf die Bereit- 
stellung ausreichender Erntefinanzierungskon- 
tingente hinzuwirken? 


33. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung die Absicht, für die 
Erntefinanzierung zum Ausgleich der durch die 
Reports nicht gedeckten Kosten zusätzlich 
Mittel für die Gewährung von Zinszuschüssen 
bereitzustellen? 


34, Abgeordneter 

Lemp 

(SPD) 


Zeigen neuere Entwicklungen einen weiteren 
Trend von der bäuerlichen Tierhaltung zu 
Massentierhaltungen? 


35. Abgeordneter 

Lemp 

(SPD) 


Waren die bisherigen gesetzlichen Initiativen 
von Bund, Ländern und Kreisen ausreichend, 
um Umweltschädigungen durch Großtierhal- 
tungen z. B. durch Geruchsbelästigung oder 
durch Gülleunterbringung zu verhindern? 


36. Abgeordnete Welche Schlüsse und Maßnahmen leitet die 
Frau Dr. Riedel- Bundesregierung aus dem Ende 1972 bekannt- 
Martiny gewordenen Gutachten ab, das die baden- 

(SPD) württembergische Landesregierung bei der 

Dornier-System-GmbH in Friedrichshafen in 
Auftrag gegeben hat und aus dem hervorgeht, 
daß durch Verminderung des Humusbodens, 
durch die Auswirkung chemischer Bekämp- 
fungsmittel, durch Waldschäden und Eingriffe 
in den natürlichen Wasserhaushalt die Land- 
wirtschaft erheblich zur Schädigung unserer 
Umwelt beiträgt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


37. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


38. Abgeordneter 
Kater 


(SPD) 


39. Abgeordneter 
Kater 


(SPD) 


40. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


42. Abgeordnete 

Frau 

Verhülsdonk 

(CDU/CSU) 

43, Abgeordnete 

Frau 

Verhülsdonk 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Benachtei- 
ligung der ehemals Wehr- und Ersatzdienst- 
pflichtigen zu beseitigen, deren Unterhaltsgeld 
für die berufliche Fortbildung nach dem Ar- 
beitsförderungsgesetz in der Regel wegen der 
Berechnung nach dem Tariflohn niedriger ist, 
als das der früheren Berufskollegen, die un- 
mittelbar aus dem Beruf in die Fortbildung 
gehen und deren tatsächlicher Arbeitsverdienst 
zugrundegelegt wird? 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung einzuleiten bzw. anzuregen, um den 
Witwen von Rentnern die Ausstellung ihres 
Rentenantrags zu erleichtern? 

Ist die Bundesregierung bereit, dafür zu sor- 
gen, daß die Witwen von Rentnern bei der 
Beantragung ihrer Rente nicht erneut einen 
lückenlosen Beschäftigungsnachweis ein- 
schließlich der Ausfallzeit ihres verstorbenen 
Ehemanns erbringen müssen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die an 
der Lohnsumme gemessene 4Voige Abgabe der 
Bauunternehmen für die Förderung des Win- 
terbaus dazu führt, daß die klimatisch günsti- 
gen Gebiete überwiegend diesen Fonds aus- 
schöpfen, während die klimatisch ungünstigen 
Gebiete bei der bestehenden einheitlichen 
Regelung der Winterbauförderung kaum da- 
von Gebrauch machen können, und ist die Bun- 
desregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß 
bei der Winterbauförderung den unterschied- 
lichen Klima- und Winterbauverhältnissen bei 
der Höhe der Förderung und den Förderungs- 
voraussetzungen Rechnung getragen wird? 

Warum ist im Gesetzentwurf der Bundesregie- 
rung zur Weiterentwicklung des Schwerbe- 
schädigtengesetzes keine Regelung der Teil- 
nahme an Schulungs- und Bildungsveranstal- 
tungen für den Vertrauensmann analog der 
Regelung im Betriebsverfassungsgesetz, § 37 
Abs. 6 und 7, enthalten? 

Auf wieviel Betriebsversammlungen haben der 
Bundeskanzler und Mitglieder des Kabinetts 
in der Zeit vom 1. September 1972 bis zum 
19, November 1972 gesprochen? 

Auf wieviel Betriebsversammlungen haben der 
Bundeskanzler und Mitglieder des Kabinetts 
in der Zeit vom 1. Januar 1973 bis zum 
31. Mai 1973 gesprochen? 
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44. Abgeordneter 

Dr. Holtz 
(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, das Mutter- 
schutzgesetz dahin gehend zu ändern, daß auch 
jene Frauen, die eine Fehlgeburt haben, die 
viermonatige Kündigungsschutzfrist in An- 
spruch nehmen können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


45. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 
(CDU/CSU) 

46. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 
(CDU/CSU) 

47. Abgeordneter 
Müller 
(Schweinfurt) 
(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 
Müller 
(Schweinfurt) 
(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 
Kahn-Ackermann 


(SPD) 


50. Abgeordneter 
Milz 


(CDU/CSU) 


51. Abgeordnete 

Frau Dr. Riedel- 

Martiny 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung der Anteil an infek- 
tiösen Hepatitiserkrankungen bekannt, der 
durch Bluttransfusionen jährlich in der Bundes- 
republik Deutschland verursacht wird? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
getroffen, um infektiöse Hepatitiserkrankun- 
gen bei Bluttransfusionen in Zukunft möglichst 
auszuschließen? 

Ist die Bundesregierung nicht auch der Auf- 
fassung, daß der in Bocksbeutelflaschen ge- 
lieferte portugiesische Wein bei unseren Ver- 
brauchern den Eindruck erweckt, es handele 
sich um Frankenwein? 

Was gedenkt die Bundesregierung unter Be- 
rücksichtigung des § 17 der Wein- Verordnung 
vom 15. Juli 1971 (BGBl. I S. 926) zu tun, um 
eine solche Irreführung der Verbraucher zu 
verhindern? 

Welche Maßnahmen erwägt die Bundesregie- 
rung, um der fortlaufenden Auszehrung der 
Austauschprogramme von Schülern und Stu- 
denten im Rahmen des deutsch-französischen 
Jugendwerks zu begegnen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, das Unfall- 
rettungswesen derart zu gestalten, daß es 
möglich ist, Unfallretter so auszubilden, daß 
diese am Unfallort intravenöse Injektionen 
vornehmen und auch Infusionen anlegen 
dürfen, bis der Bereitschaftsarzt eintrifft, wenn 
nein, gibt es gesetzliche Bestimmungen, die es 
zwingend verbieten, daß Unfallretter, die in 
der Lage sind, eine Vene sachgerecht zu punk- 
tieren, eine Infusion im Notfall anlegen dür- 
fen? 

Hält die Bundesregierung angesichts der Er- 
gebnisse des diesjährigen Gesundheitsberich- 
tes, demzufolge ein nennenswerter Prozent- 
satz der Schulkinder ohne Frühstück zur 
Schule geht, Maßnahmen gegen dieses Fehl- 
verhalten für angebracht und ist insbesondere 
daran gedacht, die Subvention der Schulmilch 
wieder aufleben zu lassen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


52. Abgeordneter 
Mursch 

(Soltau-Harburg) 

(CDU/CSU) 


53. Abgeordneter 
Mursch 

(Soltau-Harburg) 

(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 
Lemmrich 


(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 
Dr. Sdiäuble 


(CDU/CSU) 


Nachdem die Bundesregierung inzwischen zu 
der Auffassung gekommen ist, daß die grund- 
sätzliche Ablehnung der Einstellung weiblicher 
Piloten — unbeschadet ihrer persönlichen 
Eignung und Fähigkeiten — mit Artikel 3 
Abs. 2 des Grundgesetzes nicht vereinbar ist, 
frage ich, ob die Bundesregierung ihren Stand- 
punkt im Aufsichtsrat gegenüber dem Vor- 
stand der Deutschen Lufthansa durchgesetzt 
und erreicht hat, daß die Einstellung allein 
von Eignung und Fähigkeiten — und nidit 
vom Geschlecht — abhängig gemacht wird? 

Ist die Bundesregierung bereit — sofern 
die vorstehende Frage negativ beantwortet 
wird — , von § 111 oder § 84 des Aktiengeset- 
zes Gebrauch zu machen, wonach der Auf- 
sichtsrat beschließen kann, daß Angestellte 
einer bestimmten Gruppe nur mit seiner Zu- 
stimmung eingestellt werden dürfen und der 
Aufsichtsrat es dann in der Hand hätte, durch 
seine Zustimmung oder Verweigerung die 
Beachtung des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
zu erzwingen, bzw. wonach der Aufsichtsrat 
den Vorstand nicht wieder berufen oder die 
Vorstandsbestellung widerrufen kann? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß seit In- 
krafttreten der Straßenverkehrs-Ordnung (16. 
November 1970), die die Mittelmarkierungen 
auf Straßen des überörtlichen Verkehrs (Leit- 
linien) als Verkehrszeichen einstuft, deren Be- 
achtung zwingend vorgeschrieben ist, Mittel- 
markierungen nur noch auf Straßen mit einer 
Fahrbahnbreite über 5,50 m aufgebracht wer- 
den können, und teilt die Bundesregierung 
meine Auffassung, daß das Nicht- Aufbringen 
von Leitlinien auf Straßen mit einer Fahrbahn- 
breite unter 5,50 m zu Gefahren für den Stras- 
senverkehr führen muß, und wie gedenkt sie, 
diesen neuen Gefahrenquellen zu begegnen? 

Trifft es zu, daß auf der vorgesehenen Ver- 
suchsanlage für Verkehrstechnik, die im Do- 
nauried errichtet werden soll, auch die soge- 
nannte Luftkissentechnik erprobt werden soll? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß der Hinweis auf Arbeiten einer Arbeits- 
gruppe des Ausschusses „Planung" im inter- 
nationalen Eisenbahnverband (UIC) und auf 
den Verkehrsbericht 1970 nicht ausreichend ist, 
um angesichts französischer Planungen für den 
Ausbau einer linksrheinischen Eisenbahn- 
schnellfahrtstrecke zwischen Karlsruhe und 
Straßburg zu verhindern, daß der rechtsrheini- 
sche Abschnitt der südlichen Oberrheinebene 
südlich von Karlsruhe in den Verkehrsschat- 
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57. Abgeordneter 

Dr. Klein 

(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 


60. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 


61. Abgeordneter 
Dr. Oetting 
(SPD) 


62. Abgeordneter 
Konrad 


(SPD) 


ten gerät, und ist die Bundesregierung bereit, 
entsprechende konkrete Maßnahmen zu er- 
greifen, um innerhalb der europäischen Ge- 
meinschaften zu einer gemeinsamen deutsch- 
französischen Verkehrsplanung für die süd- 
liche Oberrheinebene zu gelangen, die sowohl 
französischen als auch deutschen Interessen 
gerecht wird? 

Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, 
den Bau der sogenannten Eifelautobahn bis 
1990 verbindlich zuzusagen, und wie beurteilt 
sie insbesondere die Auswirkungen der belgi- 
schen Planungen, auf belgischer Seite der 
Grenze im Eifel-Ardennen-Raum eine auto- 
bahnähnliche Schnellstraße zu bauen, auf das 
deutsche Eifelautobahn-Projekt? 

Sind der Bundesregierung Beispiele dafür be- 
kannt, daß man Autobahnen durch Truppen- 
übungsplätze gelegt hat, und für wie schwer- 
wiegend hält die Bundesregierung angesichts 
eventueller Beispiele das „Hindernis" Trup- 
penübungsplatz Vogelsang für die Verwirk- 
lichung des Projekts Eifelautobahn? 

Teilt die Bundesregierung die vom Verband 
der Flugleiter nach wie vor öffentlich vertre- 
tene Auffassung, daß ihnen im Herbst 1972 
nach dem damaligen Bummelstreik Erschwer- 
niszulagen und eventuelle weitere finanzielle 
Verbesserungen verbindlich zugesagt wurden, 
und welche Gründe veranlaßten die Bundes- 
regierung, erst nach Ankündigung des neuen 
Bummelstreiks tätig zu werden, obwohl be- 
reits im Herbst 1972 eine Fortsetzung dieser 
Maßnahmen angekündigt wurde? 

Welche beamtenrechtlichen Schritte hat die 
Bundesregierung ergriffen, um den Wahrheits- 
gehalt der schlagartigen Krankmeldungen so- 
fort nachzuprüfen, und welche disziplinären 
Konsequenzen hat sie daraus gezogen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
ihrem Ziel, den öffentlichen Personennahver- 
kehr besonders zu fördern, auch insoweit zu 
dienen, daß dem Benutzer unsinnig erschei- 
nende Beförderungsverbote, die zum Beispiel 
darin bestehen, daß ein Linienbus, der zwi- 
schen den Orten X und Z verkehrt, in dem 
dazwischen liegenden Y niemand aussteigen 
lassen darf, in Zukunft entfallen? 

Sieht die Bundesregierung in der Abpflanzung 
der Bundesfernstraßen, insbesondere der Bun* 
desautobahnen, mit Hecken einen wirksamen 
Schutz der Bevölkerung vor verkehrsbeding- 
ten Bleirückständen in der Vegetation, und 
welche Umstände stehen dieser Maßnahme, 
die das ökologische Gleichgewicht in verschie- 
dener Beziehung verbessern könnte, entgegen? 
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63. Abgeordneter Ist es nach Auffassung der Bundesregierung 

Zebisch zutreffend, daß die neuen, schwenkbaren Au- 

(SPD) tobahnsperren völlig nutzlos sind, und daß 

sie darüberhinaus eine eminente Gefährdung 
für den Autobahnverkehr darstellen? 

64. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 

Büchner ergriffen bzw. gedenkt sie zu ergreifen, um 

(SPD) Anwohner an Bundesstraßen in Wohngebieten 

vor Verkehrslärm zu schützen? 

65. Abgeordneter Unter welchen Voraussetzungen und in wel- 

Immer eher Form ist die Bundesregierung bereit, 

(SPD) darauf hinzuwirken, daß die Sicherung der 

Arbeitsplätze in dezentralisierten Werkstätten 
der Deutschen Bundesbahn durch die Zuwei- 
sung von neuen Aufgaben erreicht und damit 
ein Beitrag geleistet wird zur wirtschaftlichen 
Stabilisierung in strukturschwächeren Gebie- 
ten? 

Aus welchen Gründen geht die Deutsche Bun- 
desbahn nicht dazu über, Ausbesserungs- und 
Wartungsbetriebe bzw. deren Aufträge dort- 
hin zu verlagern, wo in leistungsfähigen de- 
zentralisierten Einrichtungen noch genügend 
qualifizierte Arbeitskräfte zur Verfügung ste- 
hen oder mobilisiert werden können, während 
bekanntlich in den Ballungsräumen zunehmend 
weniger qualifizierte Arbeitskräfte zu über- 
höhten Lohnkosten eingestellt werden müs- 
sen? 

67. Abgeordneter Stimmen Pressemeldungen, wonach die in Be- 
Schröder antwortung meiner Mündlichen Fragen vom 

(Wilhelminenhof) 1. Februar 1973 (12. Sitzung, Stenographischer 
(CDU/CSU) Bericht Seite 471) angekündigte Prüfung zu 

dem Ergebnis geführt hat, daß die Wasser- 
und Schiffahrtsdirektion Aurich nach Bremen 
verlegt werden soll, und wenn ja, welche 
Gründe haben zu dieser Entscheidung geführt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


68. Abgeordneter An welchen Weltraumprojekten will sich die 
Schröder Bundesregierung in den kommenden Jahren 

(Lüneburg) finanziell stärker beteiligen, und in welcher 

(CDU/CSU) Größenordnung bewegt sich diese finanzielle 

Beteiligung, von der der Staatssekretär im 
Bundesministerium für Forschung und Tech- 
nologie bei der Eröffnung der 16. Tagung der 
Internationalen Gesellschaft für Weltraumfor- 
schung gesprochen hat? 
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69. Abgeordnete 

Frau Benedix 
(CDU/CSU) 


70. Abgeordneter 
Dr. Abelein 

(CDU/CSU) 

71, Abgeordneter 
Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


72. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 

73. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 

74. Abgeordneter 
Reddemann 
(CDU/CSU) 


75. Abgeordneter 
Reddemann 
(CDU/CSU) 


76. Abgeordneter 
Konrad 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in den 
letzten Wochen in den für den kleinen Grenz- 
verkehr vorgesehenen Gebieten in der DDR 
von den zuständigen Schulaufsichtsbehörden 
ergangenen Anweisungen an die Lehrerkol- 
legien, die u. a. folgende Punkte enthalten, 
die Lehrkräfte haben dafür zu sorgen, daß die 
Kinder, wenn der Grenzverkehr eröffnet ist, 
nicht an der Straße stehen und von Westbesu- 
chern keine Süßigkeiten annehmen, die Lehr- 
kräfte selber dürfen keinen Kontakt mit Bür- 
gern der Bundesrepublik aufnehmen, Schulen 
dürfen Westbesuchern nicht gezeigt werden 
und wenn Eltern von Lehrkräften Westbesu- 
cher empfangen, dann haben diese Lehrkräfte 
in dieser Zeit Urlaub zu nehmen und zu ver- 
reisen, für Urlaubsvertretung wird dann ge- 
sorgt? 


In welchem Umfang ist durch die DDR das für 
den kleinen Grenzverkehr vorgesehene inner- 
deutsche Reisegebiet eingeschränkt worden? 


Welche Begründung hat die DDR für die Ein- 
schränkung des für den kleinen Grenzverkehr 
vorgesehenen innerdeutschen Reisegebiets ge- 
geben? 


Wann hat die Bundesregierung von der Ein- 
schränkung innerhalb der für den kleinen 
Grenzverkehr vorgesehenen Bereiche der DDR 
erfahren? 


Wann wird die Bundesregierung die ihr von 
der DDR übergebene Liste der gesperrten Orte 
und Ortsteile veröffentlichen? 


Trifft es zu, daß hauptsächlich solche Orte 
innerhalb der DDR für den Besuchsverkehr 
gesperrt bleiben, die unmittelbar an der De- 
markationslinie liegen? 


Trifft es zu, daß mehrere Kurorte in der DDR 
für den Besuchsverkehr aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland gesperrt bleiben, und -wel- 
che Begründung gibt es dafür? 


Trifft es zu, daß Bewohner eines Altenheimes 
Steuermäßigung wegen Beschäftigung einer 
Hausgehilfin oder einer Haushaltshilfe nach 
§ 33 a Absatz 3 EStG nicht erhalten können, 
wenn die Erledigung hauswirtschaftlicher Ar- 
beiten durch das Altenheim organisiert und 
finanziert wird und die Kosten in den von den 
Bewohnern zu zahlenden Gesamtentgelten ent- 
halten sind, und wie kann diesem unbefriedi- 
genden Zustand abgeholfen werden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


77. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Resolu- 
tion Nr. 546 (1973) der Beratenden Versamm- 
lung des Europarats über die europäische Zu- 
sammenarbeit auf dem Gebiet der Raumfahrt, 
und welche Konzeption wird sie bei der für 
Juli 1973 vorgesehenen europäischen Welt- 
raumkonferenz im einzelnen vertreten? 


78. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, denen zufolge 
die DDR-Regierung eine Reihe von Orten im 
grenznahen Bereich aus dem vereinbarten 
kleinen Grenzverkehr wieder ausklammern 
will, und wenn ja, mit welcher Begründung 
erfolgt diese Ausklammerung, und sieht die 
Bundesregierung diese Maßnahme als in Über- 
einstimmung mit den Vereinbarungen des 
Grundvertrags an? 


79. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


Wie ist z. Z. das Beratungswesen des Bundes- 
ministeriums für Forschung und Technologie 
organisiert, und welche Vorstellungen hat das 
Ministerium über den zukünftigen Aufbau des 
Beratungswesens? 


80. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Gesellschaft für Mathe- 
Pfeffermann matik und Datenverarbeitung (GMD) Ange- 

(CDU/CSU) hörige des Instituts für Kommunikationsfor- 

schung (Bonn) eingestellt hat? 


81. Abgeordneter 
Dr. Haenschke 


(SPD) 


Hat die Bundesregierung einen Überblick über 
die Kapazitätsauslastung vom Bund geförder- 
ter Großgeräte für die Forschung, und hat die 
Bundesregierung Pläne, nach denen vor Neu- 
anschaffung kostspieliger Forschungsgeräte 
zunächst die Möglichkeiten des Kapazitätsaus- 
gleiches zwischen benachbarten Forschungs- 
einrichtungen untersucht werden müssen? 


82. Abgeordneter 
Dr. Haensdike 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, inwieweit 
vom Bund geförderte Forschungsgeräte bei 
Forschungseinrichtungen unbenutzt herum- 
stehen, und welche Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung, solche Geräte Einrichtungen 
im sekundären und tertiären Bildungsbereich 
für Ausbildungszwecke zur Verfügung zu stel- 
len? 
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83. Abgeordneter Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
Dr. Stavenhagen der Datenverarbeitung zu, und wie beurteilt 
(CDU/CSU) sie in diesem Zusammenhang die Gebühren- 

politik der Deutschen Bundespost? 


84. Abgeordneter Wie hoch sind die Gebühren für Datenfern- 
Dr, Stavenhagen Verarbeitung in der Bundesrepublik Deutsdi- 
(CDU/CSU) land im Vergleich zu den EWG-Staaten, den 

USA und Japan? 


85. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Wann ist damit zu rechnen, daß die Deutsche 
Bundespost ihren Fernsprechbetrieb auf die in 
der kommunalen Neugliederung, z. B. in NW, 
geschaffenen größeren Gemeinden und Städte 
als Ortsnetze umstellt, um den betroffenen 
Bürgern und Unternehmen innerhalb eines 
Ortes Ferngespräche zu ersparen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


86. Abgeordneter 
Ziegler 

(CDU/CSU) 


87. Abgeordneter 
Dr. Meinecke 
(Hamburg) 
(SPD) 


88. Abgeordneter 
Dr. Meinecke 
(Hamburg) 
(SPD) 


Aus welchen Gründen ist der Bildungsurlaub 
im Sozialbericht 1972 im Gegensatz zu den 
beiden vorangegangenen Sozialberichten in 
denen er mit abnehmender Bestimmtheit er- 
wähnt worden war, nicht mehr genannt? 

Welche besonderen Schwierigkeiten haben bei 
der Zulassung zum Hochschulstudium in der 
Bundesrepublik Deutschland aus der Sicht der 
der Bundesregierung deutsche Staatsangehö- 
rige oder deutsche Volkszugehörige, die ihren 
Wohnsitz in der DDR, in Ostberlin oder in den 
Gebieten gemäß § 1 Abs. 2 Ziffer 3 des Bundes- 
vertriebenengesetzes verlassen haben oder die 
als Flüchtlinge nach dem Abkommen über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 
1951 (BGBl. 1953 II S. 559) bzw. nach dem 
Protokoll über die Rechtsstellung der Flücht- 
linge vom 31. Januar 1967 (BGBl. 1969 II S. 
1293) ihre rechtmäßigen Aufenthalte in der 
Bundesrepublik Deutschland haben? 

Ist die Bundesregierung bereit, mittels ihrer 
Vertreter, die mit beratender Stimme im Ver- 
waltungsausschuß der Zentralstelle für die 
Vergabe von Studienplätzen sitzen, dahin zu 
wirken, daß Bewerber der oben genannten 
Bevölkerungsgruppe außerhalb der Vorab- 
zuweisung von 15 V. H. aller Studienplätze 
für sogenannte Härtefälle (Artikel 11 Abs. 2 
Ziffer 1 des Staatsvertrages über die Vergabe 
von Studienplätzen) individuelle und nicht 
über vorprogrammierte Fragebogen aufgenom- 
men, betreut und dann den Hochschulen zuge- 
wiesen werden? 
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89. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


Kann man nunmehr davon ausgehen, daß nicht 
mehr der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung, sondern der Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft für Bildungsurlaubs- 
angelegenheiten zuständig ist? 


90. Abgeordneter Wird die Frage des Bildungsurlaubs im So- 
Schedi zialbericht 1973 zumindest wieder erwähnt 

(CDU/CSU) werden? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


91. Abgeordneter 
Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Wann und durch wen ist der Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen, Egon Franke, 
über das Vorhaben des Abgeordneten Wehner, 
nach Ostberlin zu fahren, seinen Reiseweg, 
seine Gesprächspartner und die Gesprächsge- 
genstände unterrichtet worden? 


92. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 
(CDU/CSU) 


Gibt es Gründe dafür, daß die Bundesregie- 
rung die Öffentlichkeit über den Besuch der 
Abgeordneten Wehner und Mischnick in Ost- 
berlin nicht zuerst unterrichtet hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


93. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
Beschlüsse der Potsdamer Konferenz vom 
2. August 1945 auch nach deren Erwähnung 
im Moskauer, im Warschauer und im inner- 
deutschen Grundvertrag für die Bundesrepu- 
blik Deutschland eine res inter alios acta, d. h. 
eine Angelegenheit unter Dritten, sind, die die 
Bundesrepublik Deutschland nicht bindet, daß 
also folgende Aussage im Memorandum der 
Bundesregierung vom 9. April 1968 an die 
Sowjetregierung weiterhin gilt: „Was die wie- 
derholt geäußerten Auffassungen der sowje- 
tischen Regierung über die Bedeutung der 
Potsdamer Abmachungen von 1945 betrifft, ist 
es nach Ansicht der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland nicht ihre Sache, sich 
über Gültigkeit, Auslegung und Geltungsbe- 
reich und Vereinbarungen zu äußern, an denen 
sie nicht beteiligt ist."? 


94. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sie 
allen etwaigen Versuchen von innen und 
außen entgegengetreten ist und entgegentre- 
ten wird, die auf eine wie immer geartete 
Übernahme der bekannten sowjetischen Auf- 
fassung abzielen, wonach die UdSSR als Betei- 
ligter der Potsdamer Beschlüsse ein Mit- 
spracherecht bei der Gestaltung der Innen-, 
Deutschland-, Verteidigungs- und Außenpoli- 
tik der Bundesrepublik Deutschland habe? 
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95. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


96. Abgeordneter 
Dr. Aigner 
(CDU/CSU) 


97. Abgeordneter 

Dr. Aigner 
(CDU/CSU) 


98. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


99. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


100. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 


101. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 


102. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Bundeskanzler Brandt bei 
seinem Besuch in Jugoslawien zugesichert hat, 
für die Finanzierung eines Kernkraftwerks 
deutscher Hersteller Entwicklungshilfekredite 
oder Kredite mit ähnlichen Konditionen zur 
Verfügung zu stellen? 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung die deut- 
sche Vertretung angewiesen hat, bei der Ade- 
nauer-Preisverleihung in New York an Gene- 
ral Lucius D. Clay keinen offiziellen Vertreter 
zu dieser Preisverleihung zu entsenden? 


Ist es richtig, daß sowohl der Bundeskanzler 
wie der Regierende Bürgermeister von Berlin 
sich in einem Schreiben an die Deutschland- 
Stiftung geweigert haben, ein Glückwunsch- 
schreiben an General Clay anläßlich dieser 
Preisverleihung zu senden? 


Trifft es zu, daß die polnischen Behörden die 
Aussiedlung von Deutschen aus Polen weiter 
sehr behindern und die polnische Botschaft in 
Köln sogar die Annahme einer entsprechenden 
Interventionsliste des Auswärtigen Amts der 
Bundesrepublik Deutschland über aussied- 
lungswillige Deutsche aus Polen verweigert? 


Was ist mit jenen besonders dringlichen Aus- 
siedlungsanträgen von Deutschen aus Polen 
geschehen, die die Bundesregierung beim 
Besuch des polnischen Außenministers in Bonn 
bzw. anderen polnischen Vertretern vorgetra- 
gen bzw. in einer Zusammenstellung über- 
geben hat? 


Wie viele Angehörige des Auswärtigen Amts, 
darunter wie viele Missionschefs, unter 65 Jah- 
ren sind von der gegenwärtig laufenden Ak- 
tion der vorzeitigen Versetzung in den einst- 
weiligen Ruhestand betroffen? 


Müssen die deutschen Diplomaten, die von 
dieser Aktion betroffen sind, es nicht als eine 
Diskriminierung ihrer Person und ihrer Arbeit 
betrachten, wenn sie im Gegensatz zu anderen 
gleichaltrigen Beamten des Auswärtigen Amts 
und des öffentlichen Dienstes vorzeitig in den 
einstweiligen Ruhestand versetzt werden? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Äuße- 
rung des Ministerpräsidenten Tschou En-Lai, 
er kenne nur Königsberg und nicht Kalinin- 
grad bzw. er könne sich zwei deutsche Staaten 
nicht vorstellen? 
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103. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß seit dem Besuch von Ministe- 
rialdirektor Bernd von Staden in Warschau 
Anfang Februar 1973 und der dort bezüglich 
der Aussiedlung geführten Gespräche die Zahl 
der Aussiedler ständig rückläufig ist — März 
885, April 589, Mai 570 Deutsche aus den Ge- 
bieten jenseits von Oder und Görlitzer 
Neiße - — • die in der Bundesrepublik Deutsch- 
land eintreffen, und wie erklärt sich die Bun- 
desregierung diesen Umstand? 


104. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 

(CDU/CSU) 


Ist es der Bundesregierung möglich, bei den 
Statistiken über die hier in der Bundesrepublik 
Deutschland eintreffenden Deutschen aus den 
Gebieten jenseits von Oder und Görlitzer 
Neiße zu unterscheiden zwischen Aussiedlern 
aufgrund der Familienzusammenführung und 
„unbestreitbar deutscher Volkszugehörigkeit" 
auf der einen Seite und all denen, die aus an- 
deren Gründen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bleiben? 


105. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Worin liegt der Grund für die Erklärung des 
Bundeskanzlers, „daß beide Regierungen Aus- 
maß und Schwierigkeit der Familienzusam- 
menführung unterschätzt haben", wenn doch 
bei der Aushandlung der „Information" zum 
Warschauer Vertrag alle Zahlen über die Aus- 
siedlungswilligen sowohl der Bundesregierung 
als auch der Volksrepublik Polen durch das 
Deutsche Rote Kreuz bekannt waren und die 
seit dem 7. Dezember 1970 neu eingereichten 
Aussiedlungsanträge kaum mehr als zehn Pro- 
zent der zuvor bekannten Ziffern von 280 000 
ausmachen? 


106. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Wie erklärt sich die Bundesregierung, daß 
unter den Aussiedlern der Prozentsatz derer, 
die sich aufgrund der „Information" zum War- 
schauer Vertrag auf „unbestreitbar deutsche 
Volkszugehörigkeit" berufen können, so ge- 
ring ist, obwohl etwa zwei Fünftel der Aus- 
siedlungsanträge beim Deutschen Roten Kreuz 
gerade von diesem Personenkreis eingereicht 
worden sind? 


107. Abgeordneter 
Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Wie kann die Bundesregierung Sorge dafür 
tragen, daß den Aussiedlungswilligen entspre- 
chend den im Zusammenhang mit der „Infor- 
mation" zum Warschauer Vertrag getroffenen 
Übereinkünften zwischen beiden Regierungen 
kein Schaden in dem Augenblick entsteht, da 
sie die Prozedur der Aussiedlung in Gang 
setzen wollen? 
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108. Abgeordneter 
Damm 
(CDU/CSU) 


109. Abgeordneter 
Damm 
(CDU/CSU) 


110. Abgeordneter 

Dr. Holtz 
(SPD) 


111. Abgeordneter 

Dr. Todenhöfer 
(CDU/CSU) 


112. Abgeordneter 
Dr. Todenhöfer 
(CDU/CSU) 


Geschieht es in Übereinstimmung mit der 
Bundesregierung, wenn seitens des Deutschen 
Roten Kreuzes über deutsche Rundfunkanstal- 
ten die Anregung vermittelt wird, die Aussied- 
lungswilligen in den Gebieten jenseits von 
Oder und Görlitzer Neiße mögen ihre abge- 
lehnten Anträge nicht mehr erneuern, und wie 
läßt sich das mit Text und Inhalt der „Infor- 
mation" zum Warschauer Vertrag vereinba- 
ren? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die offensichtlichen Verstöße gegen die 
„Information" zum Warschauer Vertrag, wie 
sie soeben vom stellvertretenden Generalse- 
kretär des Deutschen Roten Kreuzes, Dr. Kurt 
Wagner, über die Verhältnisse in der heutigen 
Wojewodschaft Oppeln bekannt gegeben wor- 
den sind, in Verhandlungen mit der polnischen 
Regierung zur Sprache zu bringen und auf 
Abhilfe bedacht zu sein? 


Sieht die Bundesregierung — angesichts der 
weltweiten Proteste gegen die französischen 
Atomwaffenversuche im Polynesischen Raum 
und der eigenen Haltung gegenüber Kernwaf- 
fenversuchen — dank des guten Verhältnisses 
zum verbündeten Frankreich Möglichkeiten 
der Einflußnahme auf die französische Regie- 
rung mit dem Ziel, zukünftige Kernwaffenver- 
suche verhindern zu helfen? 


Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung im 
Dezember 1972 Jugoslawien 300 Millionen DM 
Kapitalhilfe aus dem Etat für Entwicklungshilfe 
zugesagt hat mit der Absicht, hierdurch nicht 
nur Entwicklungshilfe, sondern gleichzeitig 
auch Wiedergutmachungszahlungen zu lei- 
sten? 


Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung 
plant, weitere Wiedergutmachungszahlungen 
an Jugoslawien und andere kommunistische 
Länder aus dem Entwicklungshilfeetat zu 
finanzieren? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, daß die Ratifikation des Gesetzes zu dem 
Änderungsabkommen vom 21. Oktober 1971 
zum Zusatzabkommen zum Natotruppenstatut 
beschleunigt werden kann, damit die Wahlen 
zu den Betriebsvertretungen im November 
1973 bereits nach den neuen Bestimmungen 
erfolgen können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


2. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in Ab- 
schnitt 15 Abs. 11 der Gewerbesteuerrichtlinien 
festgelegte Verwaltungspraxis, bei Zusammen- 
arbeit von Angehörigen freier Berufe ver- 
schiedener Fachrichtungen Gewerbesteuer- 
pflicht eintreten zu lassen, im Hinblick auf die 
Notwendigkeit interdisziplinärer Kooperation 
bei freien Berufen, und ist die Bundesregie- 
rung bereit, für die Zusammenarbeit von An- 
gehörigen freier Berufe verschiedener Fach- 
richtungen entsprechende Möglichkeiten zu 
eröffnen wie für die Zusammenarbeit von 
Angehörigen freier Berufe gleicher Fachrich- 
tung? 


3. Abgeordneter Auf Grund welcher Tatsache kommt die Bun- 
Milz desregierung zur Aussage, daß jährlich 200 

(CDU/CSU) bis 300 Millionen DM an Steuergeldern durch 

Verdieselung von Heizöl verloren geht? 


4. Abgeordneter 
Kiedile 
(CDU/CSU) 


Was kann die Stadt Kempten/Allg. zusätzlich 
unternehmen, um die Bundesvermögensver- 
waltung zu einer schnelleren Abwicklung eines 
Grundstückstausches zu bewegen, angesichts 
der Tatsache, daß auf dem einzu tauschenden 
Grundstück ein Kinderspielplatz errichtet wer- 
den soll, für den private Spender großzügig 
seit Monaten Finanzmittel zugesagt haben, auf 
den die Bevölkerung eines ganzen Stadtteils 
seit langem wartet? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


5. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die Tatsache bekannt, 
Dr. Kunz daß die seit 16. August 1972 wirksame Libera- 

(Weiden) lisierung des europäischen Baumarkts, nach 

(CDU/CSU) der alle öffentlichen Bauaufträge mit einem 

Auftragswert von über 1 Million RE im Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften ausge- 
schrieben werden müssen, von Italien und 
Frankreich nicht oder fast nicht realisiert 
wird, und was gedenkt die Bundesregierung 
zu unternehmen, um diese Wettbewerbsver- 
zerrungen zu Lasten der deutschen Wirtschaft 
zu beenden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Situa- 
tion der freien Tankstellen, die auf Grund vor- 
übergehender niedriger Preise der Konzern- 
tankstellen in Schwierigkeiten geraten sind 
und durch angebliche Versorgungsschwierig- 
keiten kaum noch von der Mineralölindustrie 
beliefert werden? 

Was kann die Bundesregierung gegen die 
Gefahr unternehmen, daß die Benzinpreise zu 
Lasten des Verbrauchers empfindlich angeho- 
ben werden, wenn die stets preisstabilisieren- 
den freien Tankstellen vom Markt verdrängt 
werden? 

Unterstützt die Bundesregierung das Bemühen 
des Vorstands der Saarbergwerke AG, auf 
dem Gelände der Grube Reden ein Steinkoh- 
lenkraftwerk zu errichten, und wenn ja, ist die 
Bundesregierung bereit, auf eine beschleunigte 
Verwirklichung des Projekts hinzuwirken? 

9. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Sorge, daß ohne 
Zeyer die Errichtung eines Steinkohlenkraftwerks 

(CDU/CSU) die Arbeitsplätze auf der Grube Reden gefähr- 

det erscheinen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung» 
Landwirtschaft und Forsten 


10. Abgeordneter Aus welchen Gründen beabsichtigt die Bundes- 
Lenzer regierung, im neuen Bundeswaldgesetz ein 

(CDU/CSU) generelles Reitverbot auszusprechen, und ist 

sie gegebenenfalls bereit, ihre Entscheidung 
auf Grund der zahlreichen Einwände zu revi- 
dieren? 


8. Abgeordneter 
Zeyer 
(CDU/CSU) 


7. Abgeordneter 
Amling 
(SPD) 


6. Abgeordneter 
Amling 
(SPD) 
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11. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


In welcher Höhe sollen im Rahmen der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" im Antrag 
D/207/72, Beregnungs- und Bodenverband 
Rhein-Main, auch Maschinenanschaffungen für 
den überbetrieblichen Einsatz gefördert wer- 
den, und wie beurteilt die Bundesregierung die 
Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit anderer 
mehrbetrieblicher Maschinennutzungsformen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


12. Abgeordneter 

Dr. Schäuble 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
für Auszubildende, die gleichzeitig Jugend- 
vertreter sind, ein besonderer, über die Dauer 
des Lehrvertrags hinausgehender, Kündi- 
gungsschutz zu schaffen ist, um die Möglich- 
keiten der Jugendvertretung wirksamer aus- 
zugestalten? 


13. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung auf Grund des Ar- 
tikels 2 § 44 a des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes die Nachentrichtung 
von Beiträgen auch für die vor dem 1. Januar 
1956 gelegenen, nicht abgeschlossenen Zeiten 
der Fach- oder Hochschulausbildung sowie für 
die Zeiten der abgeschlossenen Fach- oder 
Hochschulausbildung für möglich, die mangels 
Halbbelegung mit Pflichtbeiträgen nicht als 
Ausfallzeiten angerechnet werden können? 


14. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Laden- 
schlußexperiment von Detmold, und beabsich- 
tigt die Bundesregierung, die gesetzlichen Vor- 
aussetzungen dafür vorzubereiten, daß auch 
in anderen Städten des Bundesgebiets probe- 
weise den Geschäftsinhabern die Möglichkeit 
gegeben wird, an einem Abend der Woche 
ihre Geschäfte länger offenzuhalten, ohne daß 
dadurch die Gesamtarbeitszeit für das Ver- 
kaufspersonal überschritten wird? 


15. Abgeordneter 

Kater 


(SPD) 


In welchem Umfang wurden bisher deutsche 
Sprachkurse für ausländische Arbeitnehmer 
vor ihrer Ausreise aus ihren Heimatländern 
und in der Bundesrepublik Deutschland durch- 
geführt und gefördert? 
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16. Abgeordneter Wird die Bundesregierung im Interesse einer 

Kater besseren gesellschaftlichen Eingliederung der 

(SPD) ausländischen Arbeitnehmer und aus Gründen 

des Arbeitsschutzes dieser Arbeitnehmer in 
der Bundesrepublik Deutschland dafür sorgen, 
daß zusätzliche Mittel für die Durchführung 
von deutschen Sprachkursen nach § 21 Abs. 2 
des Arbeitsförderungsgesetzes über die Ver- 
mittlungsgebühr aufgebracht werden? 

17. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den 

Baron ländlichen Räumen, insbesondere im Zonen- 

von Wränget randgebiet, ein Mangel an ärztlicher Versor- 

(CDU/CSU) gung besteht, und welche Maßnahmen gedenkt 

sie zu ergreifen, um hier Abhilfe zu schaffen? 

18. Abgeordneter Wieviel Anträge wurden nach dem Gesetz 

Zebisch zur Regelung der gewerbsmäßigen Arbeit- 

(SPD) nehmerüberlassung von Arbeitgebern bis 

Ende Mai 1973 gestellt, und wieviel Anträgen 
wurde dabei entsprochen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


19. Abgeordneter Wieviel Quadratmeter Fläche sieht die Bun- 
Dr. Oetting desregierung pro Wehrpflichtigen für Schlaf- 

(SPD) räume in neuen Kasernenanlagen vor, und 

was will sie tun, um diese Meßzahl auch in 
alten Kasernenanlagen zum Tragen zu brin- 
gen? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß bei grundsätzlichen Regelungen von Per- 
sonalangelegenheiten der Bundeswehr die de- 
taillierten Durchführungsverordnungen umge- 
hend erlassen werden müssen, da anderenfalls 
Unruhe in die Truppe oder in die Bundeswehr- 
verwaltung kommt, und wie will die Bundes- 
regierung dies in Zukunft sicherstellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


21. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, 
Dr. Schmitt- durch Erlaß von Schutzvorschriften dem ent- 

Vockenhausen gegenzuwirken, daß immer mehr Menschen 
(SPD) durch das Inbrandgeraten von leicht entflamm- 

baren Kunstfasertextilien schwere bzw. töd- 
liche Verletzungen erleiden? 


20. Abgeordneter 

Dr. Oetting 
(SPD) 
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22. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Trifft es zu, daß die Stechmückenplage im 
Rheintal durch den Einsatz an der Universität 
Kiew gezüchteter unfruchtbarer „Schnaken- 
männchen'' wirksam bekämpft werden kann? 


23. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Hat sich die Universität Kiew trotz entspre- 
chender Bemühungen der Bundesregierung ge- 
weigert, an der Bekämpfung der Stechmücken- 
plage im Rheintal mitzuhelfen? 


24. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu und gegebenenfalls aus welchen 
Gründen, daß aus dem im Auftrag des Bun- 
desministeriums für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit und des Bundesministeriums für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten erstellten 
Ernährungsbericht Presse und Fachzeitungen 
nicht beliebig zitieren und veröffentlichen 
können, da die „Deutsche Gesellschaft für 
Ernährung" sich daran alle Rechte Vorbehalten 
habe, obwohl die Auftraggeber alle Kosten 
von der Informationsbeschaffung über die Au- 
torenhonorare bis zum Druck bezahlten? 


25. Abgeordneter 
Wuwer 


(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der 
Tranquilizer „Valium" und andere Psycho- 
pharmaka bei Langzeit-Schluckern suchtähn- 
liche Abhängigkeit hervorrufen, und beabsich- 
tigt die Bundesregierung, den Gebrauch dieser 
„happy pills" z. B. durch Werbeverbot einzu- 
schränken? 


26. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
dem deutsch-französischen Jugendwerk nach 
der rückläufigen Entwicklung der letzten Jahre 
wieder zu einem Höchstmaß an völkerverbin- 
dender Effizienz im Sinne des deutsch-französi- 
sischen Freundschaftsvertrages von 1963 zu 
verhelfen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


27. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, nach denen Bundes- 
Mursch verkehrsminister Dr. Lauritzen der Deutschen 

(Soltau-Harburg) Lufthansa empfehlen werde, probeweise einige 
(CDU/CSU) weibliche Piloten zu beschäftigen, und wenn 

ja, zu welchem Ergebnis hat eine solche Emp- 
fehlung gegebenenfalls geführt? 


28. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn 
Platzreservierungen für Gruppenfahrten auch 
bei rechtzeitiger Bestellung nur zögernd oder 
gar nicht ausführt und statt dessen die Grup- 
penreisenden auf den Weg der teureren Ein- 
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zelplatzreservierung verweist, und beabsich- 
tigt die Bundesregierung, gegebenenfalls dar- 
auf hinzuwirken, daß die Deutsche Bundes- 
bahn entweder ihrer sozialen Verpflichtung 
gegenüber Gruppenreisenden nachkommt oder 
aber ihre Bestimmungen für Platzreservierun- 
gen ändert? 


29. Abgeordneter 

Biehle 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in Sonderfäl- 
len, die durch Gebietsreform und geographi- 
sche Gegebenheiten bedingten Wünsche neuer 
Landkreise durch Genehmigung landschaftsbe- 
zogener Kfz-Kennzeichen Rechnung zu tragen, 
wie dies derzeit — • nach zwei Bezugsfällen im 
Bundesgebiet — im neuen Landkreis Main- 
Spessart mit Unterstützung der bayerischen 
Staatsregierung erbeten wird? 


30. Abgeordneter Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
Böhm dem Regionalflughafen Kassel-Calden im Rah- 

(Melsungen) men des innerdeutschen Flugverkehrs zu? 
(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Maßnahmen zur Aufrecht- 
erhaltung des regelmäßigen Linienflugver- 
kehrs vom Regionalflughafen Kassel-Calden 
aus wird die Bundesregierung — gegebenen- 
falls gemeinsam mit der hessischen Landes- 
regierung — ergreifen, nachdem der Linien- 
verkehr der General Air in den nächsten Wo- 
chen eingestellt werden soll? 


32. Abgeordneter 
Haase 
(Kassel) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Bedeu- 
tung des Regionalflughafens Kassel-Calden 
bei der verkehrsmäßigen Erschließung des 
nordhessisch-südniedersächsischen, überwie- 
gend im Zonenrandgebiet gelegenen Raumes, 
und ist die Bundesregierung bereit, darauf 
hinzuwirken, daß der Flughafen Kassel-Calden 
Ansteuerungsfunkfeuer und Instrumenten- 
Lande-System (ILS) erhält, um die notwendi- 
gen technischen Landehilfen für den Allwetter- 
flugbetrieb und damit die garantierte Regel- 
mäßigkeit der Bedienung des Flughafens im 
Linienverkehr möglich zu machen? 


33. Abgeordneter 

Milz 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Deut- 
sche Bundesbahn beabsichtigt, die Bahnstrecke 
Euskirchen — Bad Münstereifel sowie Kall — 
Hellenthal stillzulegen, wenn ja, zu welchem 
Zeitpunkt erfolgt die Stillegung und aus wel- 
chen Gründen? 
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34. Abgeordneter Da nach verschiedenen Verlautbarungen in 

Picard jüngster Zeit der Weiterbau der B 45 a von 

(CDU/CSU) Weiskirchen nach Dieburg noch in diesem 

Jahr begonnen werden soll, frage ich die Bun- 
desregierung, für welchen Zeitpunkt der Bau- 
beginn festgesetzt ist, welche Baumaßnahmen 
in diesem Jahr durchgeführt werden und in 
welcher Höhe? 

35. Abgeordneter Unter welcher Haushaltsstelle sind Mittel da- 

Picard für vorgesehen, in welchen Abschnitten soll 

(CDU/CSU) der Weiterbau erfolgen, und wann wird er bis 

Dieburg fortgeschritten sein? 

3ö. Abgeordneter Inwieweit werden die im Kreis Altenkirchen/ 

Immer Rheinland-Pfalz geplanten Bundesfernstraßen- 

(SPD) neubaumaßnahmen (Umgehungsstraße Alten- 

kirchen) durch die Kürzung der hierfür vorge- 
sehenen Haushaltsmittel betroffen? 

Welche Bundesfernstraßen bzw. Bundesauto- 
bahnen werden nach der mittelfristigen und 
der langfristigen Planung so trassiert, daß sie 
durch die Landkreise Altenkirchen oder Neu- 
wied führen bzw. von dort aus eine Anbin- 
dung erfahren können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


38. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die im „Prognos- 
Wuwer report Nr. 5" aufgestellten Thesen über die 

(SPD) Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland 

für zutreffend, und ist die Bundesregierung 
bereit, die Ergebnisse dieser Untersuchungen 
bei der Erstellung des Raumordnungspro- 
gramms zu berücksichtigen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


39. Abgeordneter Welche Kriterien legt die Bundesregierung bei 
Pfeffermann der Vergabe von Forschungs- und Entwick- 

(CDU/CSU) lungsvorhaben in Industrieunternehmen zu- 

grunde, und wie werden hierbei insbesondere 
Firmen mit Stammsitz in der Bundesrepublik 
Deutschland behandelt? 
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40. Abgeordneter Wie werden insbesondere Firmen mit auslän- 
Pfeffermann discher Mehrheitsbeteiligung aber deutschem 
(CDU/CSU) Stammsitz im Vergleich zu anderen Firmen bei 

der Vergabe von Forschungs- und Entwick- 
lungsvorhaben berücksichtigt? 


Hält die Bundesregierung die Einstellung der 
Entwicklung der Europa-II- und Europa-III- 
Trägerrakete die Schaffung einer eigenen eu- 
ropäischen Raumfahrtbehörde für erforderlich, 
und — wenn ja — welche Folgen würden sich 
daraus für ESRO und ELDO ergeben? 


42. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Richter der ELDO im Rahmen einer europäisch-ame- 

(SPD) rikanischen Zusammenarbeit beim Post-Apol- 

lo-Programm Aufgaben zu übertragen? 


43. Abgeordneter Welche baulichen und finanziellen Planungen 
Biehle bestehen für einen Neubau bzw. eine Erweite- 

(CDU/CSU) rung des Postamts in Karlstadt, und wann sol- 

len diese Maßnahmen verwirklicht werden? 


44. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die augenblickliche 
Lenzer Regelung ihres Bundespost-Omnibuslinien- 

(CDU/CSU) dienstes zwischen Wetzlar und Niederkleen 

für ausreichend, oder wird sie sich darum be- 
mühen, auch diese Verbindung auf den Orts- 
teil Oberkleen der Gemeinde Kleenheim aus- 
zudehnen, dessen Konzessionsrechte in den 
Händen der Butzbach-Licher-Eisenbahn-AG 
liegen, so daß eine optimale Verkehrsver- 
bindung dieses Raums mit dem Kreiszentrum 
erreicht wird? 


Bonn, den 7. Juni 1973 
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